
Rechtsverständnis? 

Juristische Probleme und Versäumnisse der Nachkriegsgesellschaft*  

 

„Denn wie eine Gesellschaft nach einem Systemwechsel auf juristischer Ebene mit den 

Gewaltakten des Vorgängerstaates umgeht, ist ein wichtiges Kriterium zur Beurteilung einer 

Demokratie, die vorgibt, sich an den Prinzipien der Menschenrechte – und damit der 

Gerechtigkeit – zu orientieren.1 In den NS-Prozessen wurde die Bewältigung der 

Vergangenheit von einem politischen zu einem juristischen Problem; die Rechtsprechung 

fand statt in einem Spagat zwischen formalen Verfahrensregeln, Rechtsgrundlagen und 

möglicherweise vorhandenen Gerechtigkeitsvorstellungen. (…) 

 

Aus mindestens drei Gründen gab es in der Bundesrepublik nach Ende des Zweiten 

Weltkriegs ganz grundlegende Probleme mit dem Rechtsverständnis. Erstens hatte das NS-

Regime das herkömmliche Verständnis von Recht und Gesetz völlig auf den Kopf gestellt. 

Auf der normativen Ebene – beispielsweise mit der antijüdischen Gesetzgebung – war das 

„gesetzliche Unrecht“2 institutionalisiert worden. Parallel dazu hatte sich durch die Praxis des 

Terrors eine völlige Entkoppelung von Macht und Recht durchgesetzt.3 Als mit Beginn des 

Krieges der Massenmord zur staatlichen Politik erhoben wurde, war auf die Legitimierung 

staatlichen Handelns durch Gesetze vollends verzichtet worden.4“  

 

Zweitens waren trotz des politischen Neubeginns 1945 und mit Gründung der Bundesrepublik 

1949 die Kontinuitätslinien nicht zu übersehen. Am 11. Mai 1951 wurde im 

Bundesgesetzblatt das Ausführungsgesetz zu Art. 133 GG veröffentlicht, das für ehemalige 

Beamte die Möglichkeit vorsah, wieder in den Staatsdienst zurückzukehren.5 Gleichzeitig 

wurden viele der bereits verurteilten NS-Täter amnestiert und aus der Haft entlassen.6 (…)  
 

Drittens hatte der Gesetzgeber der Justiz kein strafrechtliches Instrumentarium an die Hand 

gegeben, um adäquat auf einen staatlich organisierten Massenmord zu reagieren. Unter 

Bezugnahme auf die Erfahrungen des Nationalsozialismus hatte man am Individualstrafrecht 

festgehalten, obwohl die Rechtsprechung des Nürnberger Militärgerichtshofs deutlich 

gemacht hatte, dass viele Täter nicht als Einzeltäter, sondern als Mitglieder „kriminell“ oder 
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„verbrecherisch“ deklarierter Organisationen wie der SS oder dem SD an den Verbrechen 

mitgewirkt hatten.“  
 

Zudem wurde der in den Nürnberger Prinzipien festgelegte und zunächst unter alliierter 

Besatzung im Kontrollratsgesetz Nr. 10 etablierte Straftatbestand „Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit“ nicht in das bundesdeutsche Strafgesetzbuch übernommen.7 Als Begründung 

wurde das Rückwirkungsverbot (nulla poena sine lege) angeführt, auch wenn - trotz 

grundsätzlich berechtigter Überlegungen - klar gewesen sein dürfte, dass ein Staat niemals 

seine eigenen Vergehen präventiv unter Strafe stellt. Der nationalsozialistische Völkermord 

wurde dadurch zu einem nicht-zu-ahndenden Verbrechen.8  
 

Von der Justiz selbst ging diesbezüglich ebenfalls keine Initiative aus. Wie andere 

Berufsstände zeigten auch die Juristen, unter anderem sicher auf Grund der eigenen 

Verstrickungen in die nationalsozialistische Herrschaft, nach dem Krieg wenig Interesse an 

einer Aufarbeitung der Vergangenheit. Rechtspragmatische bzw. anwendungsbezogene 

Überlegungen, die die zuständigen Juristen über die Möglichkeiten der Ahndung des 

Völkermords selbst hätten anstellen müssen, blieben aus. Die Herausforderung, die eine 

Auseinandersetzung mit dem im internationalen Recht definierten Straftatbestand des 

Völkermords bedeutet hätte, blieben aus.9 

 

Die juristische Seite des Demokratisierungsprozesses fußte also auf einer Grundlage, die aus 

heutiger Perspektive höchst fragwürdig erscheinen muss. Vieles spricht für die These Daniel 

Bloxhams, dass auf Grund der Rolle, die für die Bundesrepublik im Kalten Krieg vorgesehen 

war – ein Angebot, das die Westdeutschen gerne annahmen - , jeglicher Gedanke an Schuld 

vermieden werden sollte.10  

 

Zu bedenken ist, dass die politische Kultur der Bundesrepublik sich keineswegs geradlinig 

entwickelte in Richtung zu „Mehr Demokratie“. Vielmehr handelte es sich um einen von 

Paradoxien, Verweigerungen, Kämpfen, Krisen und Widersprüchen gekennzeichneten 

„deutschen Lernprozess“.11“ 
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